
WER UNTERSTÜTZT KLIMASCHUTZ?

Die Klimaschutzpolitik ist politisiert (Mau et al. 2023). Die 
politische Rechte hat die Generalkritik am Klimaschutz und 
die populistische Ablehnung von Klimaschutzmaßnahmen 
als Mobilisierungsthema entdeckt. Teile der Klimabewegung 
nutzen radikale Protestformen, um strengere Schutzmaß-
nahmen zu erzwingen. Für einige ist der Gegensatz zwischen 
radikal Klimabewegten und populistischen Klimaskepti-
ker:innen ein Zeichen zunehmender Spaltung der Gesell-
schaft. Andere verweisen dagegen auf die breite Zustimmung 
zum Klimaschutz in Deutschland. Der Common Ground bei 
der gemeinsamen Problemdiagnose sei groß. Der politische 
Streit beziehe sich weniger auf das Ob als das Wie von mehr 
Klimaschutz (Gagné/Krause 2021: 10).

In dem hier vorliegenden Bericht untersuchen wir, wie viel 
Unterstützung es für konkrete Maßnahmen des Klimaschutzes 
in der deutschen Bevölkerung gibt, wie polarisiert diese  
Unterstützung ist und von welchen Faktoren sie beeinf lußt 
wird. Dazu werten wir die Daten einer repräsentativen Um-
frage und eines Umfrageexperiments aus, die wir im Dezem-
ber 2023 mit 4.400 deutschen Wähler:innen durchgeführt 
haben. In einem ersten Analyseschritt vermessen wir das Ni-
veau und die Polarisierung der Unterstützung für zehn kli-
maschutzpolitische Maßnahmen. Wir analysieren zweitens, 
wie stark Unterstützung und Polarisierung sich zwischen 
verschiedenen Varianten der Klimaschutzpolitik (Steuern, 
Regulierungen und Subventionen) unterscheiden. Drittens 
untersuchen wir den Zusammenhang zwischen Unterstüt-
zung für Klimaschutz und politischer Lagerzugehörigkeit. 
Zum Schluss nutzen wir die Daten unseres Umfrageexperi-
ments, um den Einfluss von Klimaprotest auf die Unterstüt-
zung klimapolitischer Maßnahmen abzuschätzen.

AUF EINEN BLICK
80 Prozent der Menschen in Deutschland machen 
sich Sorgen über den Klimawandel (Gagné/Krause 
2021). Selbst unter dem Eindruck des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine und dessen Folgen 
rangiert der Klimawandel unter den drei wichtigs-
ten Problemen, denen sich Deutschland gegenwär- 
tig gegenübersieht (Statista). 71 Prozent der Be-
fragten in der FES-Studie „Vertrauensfrage Klima-
schutz“ stimmen der Aussage zu, dass die Politik für 
die Einhaltung von beschlossenen Klimaschutz- 
zielen sorgen muss (Hagemeyer et al. 2024). Folgt 
aus diesen Zahlen, dass die Menschen auch Maß-
nahmen für mehr Klimaschutz unterstützen? Die 
repräsentative Umfrage und das Experiment, die wir 
im Dezember 2023 mit 4.400 deutschen Wähler:in- 
nen durchgeführt haben, legen vier Einsichten nahe:

•	 Die Unterstützung konkreter Klimaschutzmaß-
nahmen ist insgesamt verhalten und unterscheidet 
sich sehr stark zwischen den verschiedenen Maß-
nahmen. Höhere Unterstützung ist oft mit einer 
stärkeren Polarisierung zwischen Befürworter:innen 
und Gegner:innen verbunden.  
•	 Die Unterstützung variiert mit dem Politiktyp. 
Regulative Klimaschutzmaßnahmen erhalten am 
meisten Zuspruch. Steuerpolitische Maßnahmen 
mobilisieren den stärksten Widerspruch. 
•	 Die Unterstützung hängt stark von der politi-
schen Lagerzugehörigkeit ab, mit konsistent größe- 
rer Zustimmung links der Mitte. Lagerübergreifen-
de Koalitionen für klimapolitische Maßnahmen sind 
mit der derzeitigen öffentlichen Meinung schwer 
zu schmieden.
•	 Die Unterstützung wird von der Art und Inten- 
sität von Klimaprotesten beeinflusst. Insgesamt 
reduziert Protest eher die Zustimmung zu Klima-
schutzmaßnahmen. Radikale Protestformen wie 
das Klimakleben rufen besonders starken Wider-
stand hervor.
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WIE WEITREICHEND UND WIE POLARISIERT 
IST DIE UNTERSTÜTZUNG FÜR MASSNAHMEN 
DES KLIMASCHUTZES? 

Wir haben in unserer Umfrage die Zustimmung der Befragten 
zu zehn Klimaschutzmaßnahmen ermittelt, die 2023 Gegen-
stand der öffentlichen Debatte waren (siehe Abbildung 1). 
Die Teilnehmer:innen konnten ihre Unterstützung auf einer 
Skala von 0 (größtmögliche Ablehnung) bis 10 (größtmögli-
che Zustimmung) zum Ausdruck bringen. In der Abbildung 
sind die Maßnahmen nach dem Ausmaß der Unterstützung 
von geringster Zustimmung (oben) hin zu größter Zustim-
mung (unten) sortiert. Die Erhöhung von Steuern auf Benzin 
ist die unbeliebteste aller Maßnahmen (mit einer durch-
schnittlichen Zustimmung von 3,2 auf der Skala von 0 bis 10). 
Aber auch höhere Steuern auf Fleisch (3,9) und eine höhere 
Besteuerung von Erbschaften zur Finanzierung von Klima-
schutzinvestitionen (4) sind unpopulär. Selbst relativ beliebte 
Maßnahmen wie die Rückkehr zur Atomkraft oder die Ein-
führung eines Industriestrompreises erreichen lediglich mo-
derate Zustimmungswerte (zwischen 5,6 und 5.8). Das Aus-
maß der Unterstützung unterscheidet sich stark zwischen ver- 
schiedenen Maßnahmen, aber insgesamt sind Klimaschutz-

maßnahmen wenig populär. Verschiedene Studien (zum Bei-
spiel Gagné/Krause 2021; Hagemeyer et al. 2024) zeigen, dass 
die deutschen Wähler:innen oft den Klimaschutz im Allge-
meinen befürworten. Wir zeigen, dass sie deutlich skeptischer 
sind, wenn sie nach ihrer Zustimmung zu konkreten Maß-
nahmen gefragt werden. 

Wie polarisiert ist die Unterstützung klimapolitischer 
Maßnahmen? Die drei unpopulärsten Maßnahmen (höhere 
Besteuerung von Benzin und Fleisch, höhere Besteuerung 
von Erbschaften zur Finanzierung von Klimaschutzinvestiti-
onen) sind kaum polarisiert. Die Ablehnung ist einhellig.  
Es gibt kaum Befürworter:innen am zustimmenden Ende der 
Skala. Auch die Einstellungen zum Industriestrompreis sind 
wenig polarisiert. Hier konzentrieren sich die Bürger:innen 
allerdings in der Mitte der Skala. Bei den übrigen sechs Maß- 
nahmen gibt es hingegen Anzeichen von Polarisierung: Die 
Mitte ist vergleichsweise ausgedünnt; die Ränder der Verteilung 
sind dagegen relativ stark besetzt. Die deutlichste Polarisie-
rung sehen wir beim Tempolimit, der Steuer auf Flugreisen 
und der Rückkehr zur Atomenergie. Wenn die durchschnitt-
liche Unterstützung von Maßnahmen des Klimaschutzes 
steigt, verstärkt sich auch die Polarisierung. 

QUELLE: eigene Darstellung.

Die Skala reicht von 0 (größtmögliche 
Ablehnung) bis 10 (größtmögliche 
Zustimmung).
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BEFUNDE DER STUDIE „VERTRAUENSFRAGE KLIMASCHUTZ“ IM VERGLEICH

Die vorliegende Studie knüpft an die Veröffentlichung Ver-
trauensfrage Klimaschutz an und bestätigt in weiten Teilen 
deren Ergebnisse. Beide Studien knüpfen an den Befund an, 
dass die Bekämpfung des Klimawandels bei einem großen Teil 
der deutschen Bevölkerung zwar einen hohen Stellenwert ge-
nießt, konkrete politische Maßnahmen jedoch oft umstritten 
sind oder zumindest nicht vorbehaltlose Unterstützung er-
fahren. Um die Motivlagen hinter der Ablehnung bzw. Unter- 

stützung politischer Maßnahmen zu verstehen, wurden für 
die Studie „Vertrauensfrage Klimaschutz“ die wichtigsten 
klimapolitischen Narrative identifiziert und im Rahmen einer 
repräsentativen Umfrage einer Bewertung unterzogen. Für 
ausgewählte Narrative geschah dies auch in der hier vorlie-
genden Studie. Tabelle 1 zeigt, wie stabil die Zustimmungs-
werte zu den einzelnen Narrativen ausfallen.

Auch mit Blick auf die Stoßrichtung einzelner Maßnahmen 
ergibt sich ein relativ stabiles Bild. In beiden Studien erfah-
ren Maßnahmen, die klimaschädliches Verhalten verteuern, 
die geringste Unterstützung. Interessant ist, dass die Befrag-
ten in der vorhergehenden Studie Maßnahmen, die klima-
freundliches Verhalten fördern, am stärksten favorisierten, 
währen diese Maßnahmen in der vorliegenden Befragung 
Platz zwei des Rankings belegen – nur knapp hinter solchen, 
die klimaschädliches Verhalten verbieten. Diese beiden Poli-
tikbereiche tauschen also in den Befragungen die Plätze eins 
und zwei. Während in der Studie „Vertrauensfrage Klima-
schutz“ die Präferenzen für bestimmte Instrumente auf einer 

generalisierten Ebene abgefragt wurden, erhob die nun vor-
liegende Studie die Zustimmung zu ganz konkreten Maß-
nahmen. Die Diskrepanz zwischen der abstrakten und kon-
kreten Zustimmung zu klimapolitischen Maßnahmen ver-
deutlicht, wie wichtig der konkrete Policy Mix entlang ein-
zelner Instrumente und dessen Kommunikation für eine 
mehrheitsfähige Klimapolitik sind.

Annika Arnold, Referat Analyse und Planung, und 
Max Ostermayer, Referat Beratung und politische  
Impulse der Friedrich-Ebert-Stiftung

Narrative Studie „Vertrauensfrage Klima-
schutz“*

Studie „Klimaschutz zwischen  
Polarisierung und Protest“*

Unabhängig von ausländischen  
Energieimporten werden

74 69

Den Wirtschaftsstandort Deutschland  
langfristig stärken

69 67

Zukunftssichere Arbeitsplätze in  
Deutschland schaffen

68 68

Kein Klimaschutz ist teurer als Klimaschutz 68 61

Lebensqualität in Deutschland hochhalten 67 67

Deutschland sollte anderen Ländern  
ein Vorbild sein

59 54

Kostenersparnisse für Bürger:innen durch  
geringere Energiekosten

56 57

*  Aggregierte Antworten „eher überzeugend“ und „sehr überzeugend“ (Skalenpunkte 6–10); Angaben in %; Befragungszeitpunkt:  
„Vertrauensfrage Klimaschutz“: 3. Quartal 2023; „Klimaschutz zwischen Polarisierung und Protest“: 4. Quartal 2023.

Tab. 1Gegenüberstellung abgefragter Narrative der Klimapolitik

QUELLE: eigene Darstellung.
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Die Polarisierung der öffentlichen Meinung zu klima-
schutzpolitischen Maßnahmen sorgt für Konf likt. Was im-
mer die politisch Handelnden tun, sie riskieren, einen Teil 
der Bevölkerung vor den Kopf zu stoßen. So ist es schwierig, 
Mehrheiten für Klimaschutz zu organisieren. Die politischen 
Entscheidungsträger:innen müssen Gegner:innen und Be-
fürworter:innen gegeneinander ausspielen oder auf wech-
selnde Mehrheiten setzen. Beim Industriestrompreis sollte die 
Generierung von weitreichender Unterstützung ohne uner-
wünschte Nebeneffekte einfacher sein als bei den anderen von 
uns untersuchten Maßnahmen, denn der Industriestrom-
preis ist die einzige Maßnahme, die zugleich relativ populär 
und wenig polarisiert ist. Klimapolitiker:innen sollten also 
nicht nur über die politischen Chancen und Risiken des Kli-
maschutzes allgemein nachdenken. Sie müssen die Politik 
einzelner Maßnahmen analysieren, um gezielt Überzeugungs- 
arbeit leisten, Polarisierung reduzieren, Mehrheiten organi-
sieren und den Klimaschutz vorantreiben zu können.

WIE BEEINFLUSST DER POLITIKTYP DIE  
UNTERSTÜTZUNG FÜR KLIMAPOLITISCHE 
MASSNAHMEN? 

Wir unterscheiden drei Arten von Klimaschutzmaßnahmen 
(Politiktypen): Steuerpolitik, die darauf abzielt, klimaschäd-

liches Verhalten zu verteuern (Steuern auf Benzin, Fleisch, 
CO2 und Fernreisen); regulative Maßnahmen, die darauf ab-
zielen, klimaschädliches Verhalten zu verbieten (Tempoli-
mit, Kohleausstieg, Rückkehr zur Atomkraft); Subventionen, 
die Anreize für klimafreundliches Verhalten setzen sollen 
(Aufhebung der Schuldenbremse zur Finanzierung von Kli-
mainvestitionen, Industriestrompreis).1 

Abbildung 2 zeigt die durchschnittliche Zustimmung zu 
diesen Politikansätzen. Insgesamt ist die Unterstützung für 
Regulierungspolitik (Tempolimit, früherer Kohleausstieg) 
am größten (5,6). Die Zustimmung zu steuerpolitischen Maß- 
nahmen ist am geringsten (4,5). Steuern zur individuellen 
Verhaltenslenkung (zum Beispiel auf Fleisch und Benzin) 
sind besonders unpopulär. Die Zustimmung zu subventions-
politischen Maßnahmen (Aufhebung der Schuldenbremse 
zur Finanzierung von Klimaschutzinvestitionen, Industrie-
strompreis zur Überbrückung des Übergangs von fossilen  
zu nachhaltigen Energieträgern) liegt zwischen diesen beiden 
Extremen (5,2).

Steuern auf klimaschädliches Handeln sind aus Sicht von 
Umweltökonom:innen ein sehr effektives Instrument des 
Klimaschutzes (The Economist 2020; Mankiw 2020). Abbil-
dung 2 zeigt allerdings, dass sie auch politisch kostspielig 
sind. Die klimapolitischen Entscheidungsträger:innen sehen 
sich einer konsolidierten Ablehnung gegenüber (Extrembei-
spiel Benzinsteuer). Mehrheiten sind mit dieser Verteilung 

QUELLE: eigene Darstellung.

 Verteilung der Zustimmung nach verschiedenen 
Politikansätzen  
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der öffentlichen Meinung schwer zu organisieren. Dafür gibt 
es einfach zu wenig Befürworter:innen. So ergibt sich für die 
Politik das Dilemma, entweder aus politischen Gründen auf 
steuerpolitische Maßnahmen zu verzichten und dafür Mängel 
im Klimaschutz in Kauf zu nehmen oder aus klimaschutz- 
politischen Gründen auf steuerpolitischen Maßnahmen zu 
bestehen, mit denen man dann aber nicht nur die politischen 
Gegner:innen vergrätzt, sondern auch die eigene Klientel. 

WIE BEEINFLUSST DIE POLITISCHE LAGER-
ZUGEHÖRIGKEIT DIE UNTERSTÜTZUNG FÜR 
MASSNAHMEN DES KLIMASCHUTZES?

Wie gut kann die Zugehörigkeit zu verschiedenen politi-
schen Lagern erklären, was jemand über Klimapolitik denkt? 
Diese Frage ist von zentraler Bedeutung für die wahltakti-
schen Erwägungen parteipolitischer Entscheidungsträger:in-
nen. Solange neue politische Themen entlang alter ideologi-
scher Konfliktlinien politisiert werden, verändern sie die 
Struktur des politischen Wettbewerbs kaum (Kriesi et al. 
2006). Das Thema Migration zum Beispiel teilt die Menschen 
entlang bereits bestehender Konfliktlinien: Befürworter:in-
nen vertreten eher libertäre Werte individueller Selbstbe-
stimmung (einem von zwei Polen der soziokulturellen Kon-
fliktlinie im politischen Spektrum), während die Gegner:in-
nen eher zu traditionell autoritären Werten tendieren (dem 
entgegengesetzten Pol).2  

Wenn neue Themen dagegen quer zu bestehenden politi-
schen Konfliktlinien liegen, haben sie das Potenzial, die 
Struktur des politischen Wettbewerbs aufzubrechen und 
wahltaktische Kalküle zu verschieben. Beispiel Europa: Der 
Konflikt über mehr oder weniger Integration fügt sich nicht 
in das klassische Links-rechts-Schema (mehr Staat oder 
mehr Markt). Es gibt linke und rechte Euroskeptiker:innen, 
und es gibt linke und rechte Europabefürworter:innen. 
Querliegende Themen bieten Chancen, weil sie es politischen 
Akteur:innen ermöglichen, einen Keil in die bestehenden 
Wählerkoalitionen ihrer Mitbewerber:innen zu treiben. So 
ist es euroskeptischen Parteien immer wieder gelungen, euro-
skeptische Wähler:innen aus der insgesamt eher proeuropäi-
schen Mitte herauszubrechen. Aus demselben Grund sind 
querliegende Themen aber auch ein Risiko: Sie bedrohen ten-
denziell die Kohäsion der eigenen Klientel. Viele Parteien 
der Mitte vermeiden das Thema Europa so weit wie möglich, 
um die Abspaltung entweder europafreundlicher oder euro-
skeptischer Anhänger:innen zu verhindern. Klare Positionen 
bleiben auf der Strecke.

Wie verhält sich der Klimaschutz zu bestehenden politi-
schen Konfliktlinien? Wir analysieren den Einfluss von poli-
tischer Zugehörigkeit (nach Parteien und ideologischen La-
gern) auf drei Klimaschutzmaßnahmen, die stellvertretend 
für die drei oben diskutierten Varianten der Klimapolitik 
stehen: vorgezogener Kohleausstieg (Regulierung: verbieten), 
Benzinbesteuerung (Steuern: verteuern) und Industriestrom-
preis (Subventionen: fördern). Zusätzlich schauen wir uns 
die Rückkehr zur Atomenergie an, weil sich bei dieser Maß-
nahme das Muster von Zustimmung und Ablehnung von 
den anderen Maßnahmen deutlich unterscheidet. 

Abbildung 3 zeigt den Zusammenhang zwischen generellen 
ideologischen Präferenzen einerseits und Unterstützung für 
klimapolitische Maßnahmen andererseits. „Links vs. rechts“ 
bildet dabei die ökonomische Konfliktlinie zwischen Befür-
worter:innen freier Märkte und Unterstützer:innen staatli-
cher Marktinterventionen ab. „GAL vs. TAN“ steht für den 
sozialkulturellen Konflikt zwischen grün-alternativ-libertären 
(GAL) und traditionell-autoritär-nationalistischen (TAN) 
Positionen. Bei der Benzinsteuer und beim Kohleausstieg fal- 
len die Konfliktlinien zusammen: Wer ökonomisch und sozi-
alkulturell rechts eingestellt ist, unterstützt diese Maßnah-
men weniger; wer ökonomisch und sozialkulturell links ist, 
unterstützt sie mehr. Bei der Rückkehr zur Atomkraft ist es 
umgekehrt: Sozialkulturell und wirtschaftspolitisch Rechte 
unterstützen diese Maßnahme. Linke lehnen sie ab. Beim In-
dustriestrompreis schließlich laufen die ideologischen Kon-
fliktlinien auseinander: Wirtschaftspolitisch Linke (pro Staats- 
intervention) befürworten diese Maßnahme; sozialkulturell 
Linke (libertär und selbstbestimmt) lehnen sie eher ab. 

Benzinsteuer und Kohleausstieg sind also Maßnahmen des 
Klimaschutzes, die bestehende Lagerzuordnungen eher ver-
stärken. Der Industriestrompreis ist dagegen ein Keilthema, 
das bestehende Lager aufbrechen kann. Es erlaubt ökonomisch 
linken Parteien wie der SPD, soziokulturell rechte Wähler:innen 
zum Beispiel aus der CDU durch die Zustimmung zum In-
dustriestrompreis anzusprechen. Es ermöglicht aber auch öko- 
nomisch rechten Parteien wie der FDP, soziokulturell linke 
Wähler:innen etwa der Grünen durch die Ablehnung der Strom- 
preissubvention in ihr eigenes Lager zu ziehen. Die Debatte 
zur Atomkraft zeigt in Ansätzen ein ähnliches Auseinander-
laufen der ökonomischen und sozialkulturellen Konfliktli-
nien. Sie ist kein Keilthema, aber könnte eins werden, zum 
Beispiel wenn sozioökonomisch linke Wähler:innen dazu 
übergehen würden, die Atomkraft stärker zu unterstützen.

Abbildung 4 schlüsselt die Unterstützung für die vier kli-
maschutzpolitischen Maßnahmen nach Parteivorlieben auf. 
Die Muster sind relativ konsistent und bestätigen unsere  
Ergebnisse zum Einfluss ideologischer Lager (Abbildung 3)4.  
AfD-Anhänger:innen haben eine generell ablehnende Haltung 
zu allen Maßnahmen des Klimaschutzes mit Ausnahme  
von Atomenergie: Hier sind sie die stärksten Befürworter:innen 
einer Wiedereinführung. Weitere Analysen zeigen, dass Zu-
stimmung zu Atomenergie negativ mit der Unterstützung 
von stärkerem Klimaschutz korreliert. Wer mehr Atomkraft 
will, will in der Regel weniger Klimaschutz. 

Sympathisant:innen von Bündnis 90/Die Grünen bilden 
regelmäßig den Gegenpol zu den Wähler:innen der AfD.  
Sie sind die Gruppe mit den höchsten Unterstützungswerten 
für Klimaschutzmaßnahmen. Einzige Ausnahme ist der In-
dustriestrompreis, den Sympathisant:innen aller Parteien glei-
chermaßen unterstützen. Auffällig ist nicht nur der weite 
Abstand zwischen den Unterstützungswerten der Grünen und 
der AfD, sondern auch der zwischen den Grünen und allen 
anderen Parteien. Bemerkenswert sind zudem die großen 
Unterschiede zwischen den Wähler:innen von SPD, FDP und 
Grünen. Klimaschutzpolitische Maßnahmen mögen nur ein 
begrenztes Potenzial haben, bestehende politische Lager auf- 
zubrechen. Das Potenzial, die lagerübergreifende Ampel-
koalition aufzusprengen, scheint dagegen ganz erheblich. 
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QUELLE: eigene Darstellung.

 Politische Orientierungen und Einstellungen 
zur Klimapolitik 

  
   Abb. 3
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QUELLE: eigene Darstellung.

 Politische Orientierungen und Einstellungen 
zur Klimapolitik 
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Insgesamt wird deutlich, dass Klimaschutzeinstellungen 
oft Ausdruck der politischen Lagerzugehörigkeit sind. Dies 
ist aber kaum beruhigend in einer politisch zersplitterten 
Lage, in der tragfähige Bündnisse über Lagergrenzen hinweg 
notwendig sind, um regieren und Klimaschutz durchsetzen 
zu können. Immerhin gibt es einzelne Maßnahmen, wie den 
Industriestrompreis, die von bestehenden Lagermustern ab-
weichen. Auch dies spricht dafür, dass politische Entschei-
dungsträger:innen nicht nur über die politischen und wahl-
taktischen Implikationen von Klimaschutz im Allgemeinen 
nachdenken, sondern auch die maßnahmenspezifischen 
Chancen und Risiken in die Analyse einbeziehen sollten. 
Darüber hinaus müssen Klimapolitiker:innen daran arbeiten, 
mehr Menschen von der Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit 
konkreter Maßnahmen des Klimaschutzes zu überzeugen. 
Wir sehen aktuell vielleicht keinen Enthusiasmus für viele 
Maßnahmen, aber dies kann sich sowohl durch externe 
Schocks als auch durch aktive Überzeugungsarbeit ändern.

WIE BEEINFLUSST POLITISCHER PROTEST 
DIE UNTERSTÜTZUNG FÜR KLIMAPOLITI-
SCHE MASSNAHMEN? 

Der Klimaschutz ist ein Kristallisationspunkt politischen 
Protests. Dabei nutzen Aktivist:innen verschiedene Protest-
formen, um für eine ambitioniertere Klimaschutzpolitik  
zu werben. Welchen Einfluss hat Aktivismus auf die Unter-
stützung konkreter Klimaschutzmaßnahmen? Zur Beant-
wortung dieser Frage nutzen wir ein Umfrageexperiment, in 
dem wir die Teilnehmer:innen unserer Umfrage per Zufall 
einer von vier Gruppen zugeteilt haben. Jeder Gruppe wurde 
das Foto einer bestimmten Protestform mit kurzer Erläute-
rung gezeigt: radikaler Protest (Foto einer Straßenblockade 
von Klimakleber:innen), moderater Protest (große Straßen-
demonstration) und institutioneller Protest (Bundestagsrede 
eines/einer zum/zur Abgeordneten gewählten Klimaaktivis-
ten/-aktivistin). Die vierte Gruppe (Kontrollgruppe) bekam 
lediglich das Logo einer Nachrichtensendung zu sehen. An-

schließend wurden allen Teilnehmer:innen dieselben Fragen 
zur Unterstützung konkreter Klimaschutzmaßnahmen ge-
stellt. Dieses Experimentaldesign erlaubt uns, den kausalen 
Effekt der Konfrontation der Befragten mit einer bestimm-
ten Form des Klimaprotests (Priming) auf ihre Unterstüt-
zung für Klimaschutzmaßnahmen zu identifizieren.5  

Abbildung 5 zeigt den Effekt unterschiedlicher Formen 
des Klimaprotests auf die Unterstützung von sieben Maß-
nahmen, die direkt auf die Eindämmung des Klimawandels 
abzielen (Benzinsteuer, Fleischsteuer, Erbschaftssteuer, Kohle- 
ausstieg, Kohlendioxidsteuer, Tempolimit und Flugbenzin-
steuer). Auf der linken Seite sehen wir, dass das Priming der 
Befragten mit institutionellem Protest (Foto einer Bundes-
tagsrede) die Unterstützung für Klimaschutzmaßnahmen im 
Vergleich zur Kontrollgruppe senkt. Der Effekt ist allerdings 
schwach und statistisch nicht signifikant. Auf der rechten 
Seite sehen wir dagegen, dass das Priming der Befragten mit 
moderaten und radikalen Formen des Klimaprotests einen 
negativen Effekt hat6: Die Befragten, die Fotos von Klimakle-
ber:innen und Straßendemonstrationen gesehen haben,  
unterstützen Klimaschutzmaßnahmen weniger als Befragte, 
die mit einem Foto institutionellen Protests konfrontiert wa-
ren. Sollte das Ziel der Klimabewegung sein, die Zustim-
mung zu klimapolitischen Maßnahmen zu erhöhen, so ist 
dies nicht gelungen. Der negative Effekt fällt klein aus, aber 
insgesamt reduziert Klimaprotest die Unterstützung für den 
Klimaschutz statt sie zu mobilisieren – je nach gewählter 
Protestform jedoch in unterschiedlichem Ausmaß.

Warum provoziert Straßenprotest so viel Ablehnung? 
Eine mögliche Erklärung lässt sich in den Assoziationen der 
Befragten zu radikalem und institutionellem Klimaprotest 
finden. In unserem Fragebogen haben wir die Teilnehmenden 
gebeten, ihre Eindrücke zu den Abbildungen der verschiede-
nen Protestformen zu notieren. Abbildung 6 vergleicht die 
Begriffe, die am häufigsten im Zusammenhang mit radikalem 
Protest (Straßenblockade) und institutionellem Protest (Bun- 
destagsrede) genannt wurden. Während Bilder von Abgeord-
neten, die im Bundestag eine Rede halten (blauer Text), im 
Wesentlichen sachlich beschrieben werden, dominieren bei 

QUELLE: eigene Darstellung.

 Protestformen und Unterstützung klimapolitischer Maßnahmen   
   

Abb. 5

moderater/radikaler vs. 
institutioneller Protest

Kontrollgruppe vs. 
institutioneller Protest
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Ein positiver Effekt bedeutet, dass 
Befragte klimapolitischen Maßnahmen 
eher zustimmen, während ein negativer 
Effekt bedeutet, dass die Konfrontation 
mit bestimmten Protestformen eher zu 
Ablehnung führt.
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QUELLE: eigene Darstellung.

 Einschätzungen in einer offenen Abfrage zu Bundestagsreden 
und Straßenblockaden  

  
 Abb. 6

der Bewertung von Straßenblockaden (brauner Text) emoti-
onale Reaktionen und negative Begriffe. Offenbar werden 
Straßenblockaden von den meisten Befragten nicht als legiti-
me Formen kollektiven Protests wahrgenommen, sondern  
als individuelle Normübertretungen, die bestraft gehören: 
als Frechheit, nicht als Politik. 

Wir haben unsere Teilnehmer:innen auch gefragt, wie 
sinnvoll sie verschiedene Protestformen finden (auf einer 
Skala von 0 = sehr sinnlos bis 10 = sehr sinnvoll). Die Mittel-
werte bei institutionellem Aktivismus (4) und moderatem 
Protest (5) ergeben sich aus einer recht polarisierten Vertei-
lung: Eine relativ große Minderheit hält diese Protestformen 
für komplett sinnlos (0), während ein größerer Teil sie für 
sinnvoll (>5) erachtet. Bei radikalem Protest dagegen ist die 
Ablehnung fast komplett: Die überwältigende Mehrheit  
der Menschen hält diese Protestform für sinnlos (ähnliche 
Befunde bei More in Common 2023). Sie erzeugt keine Pola-
risierung von Klimaschutzbefürworter:innen und Geg-
ner:innen, sondern nur konsolidierte Ablehnung von allen 
Seiten.7 Dies hat Konsequenzen für politische Entschei-
dungsträger:innen. Moderater Protest führt genauso wie ra-
dikaler Protest zu einem Rückgang der Zustimmung zum 

Klimaschutz. Im Unterschied zu radikalem Protest kann mo- 
derater Protest aber helfen, bestehende Unterstützer:innen 
des Klimaschutzes stärker zu mobilisieren, während die ein-
hellige Ablehnung radikaler Protestformen nur zum Rück-
gang an Unterstützung für Klimaschutz und einer Mobilisie-
rung des Widerstands führt.

institutioneller
Protest

radikaler
Protest
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ENDNOTEN

11	 Siehe Hagemeyer et al. (2024) für eine vergleichbare Unterschei-
dung.

12	 Siehe Hooghe et al. (2002) für eine Beschreibung der beiden Kon-
fliktlinien und Dassonneville et al. (2023) für eine Untersuchung der 
Verteilung von Wähler:innen in dem auf diese Weise konzipierten 
politischen Raum.

13	 Anmerkung der Herausgeber:innen: In der Abbildung 3 sind die 
Konfliktlinien GAL vs. TAN in roter Farbe, links vs. rechts in blauer 
Farbe dargestellt. Auf der y-Achse ist die Skala der Zustimmung zur 
jeweiligen Maßnahme (0–10) abgetragen, jeweils mit den den  
Analyseergebnissen entsprechend relevanten Ausschnitten. Auf der 
x-Achse lässt sich die Verortung auf der ideologischen Skala ab-
lesen (GAL vs. TAN und links vs. rechts), wobei –2 maximal linke/GAL 
Einstellungen abbildet, +2 maximal rechte/TAN Einstellungen. 

14	 Abou-Chadi et al. (2024) beobachten die gleiche Verteilung und 
betonen die Bedeutung der skeptischen Wähler:innen in der Mitte 
für die Umsetzung eines ambitionierten Klimaschutzes.

15	 Siehe Iyengar et al. (1982) für eine klassische politikwissenschaft-
liche Studie, in der Priming mit visuellen Eindrücken erzielt wird.

16	 Die statistische Zuverlässigkeit liegt bei 90 Prozent.

17	 Unser Befund deckt sich mit Saldivia Gonzatti et al. (2023), die auch 
eine einhellige Ablehnung von radikalen Klimaprotesten wie Straßen- 
blockaden und Angriffe auf Kunstwerke beobachten.
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